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Was ist eigentlich Kapitalismus?
Wo liegen seine Stärken, wo seine
Schwächen?Wann lässt er
Wachstum undWohlstand ent-
stehen?Wann produziert er Un-
gleichheit und Ungerechtigkeit,
die ihn selbst infrage stellen? Es
sind die immer gleichen Fragen,
mit denen sich Philosophen und
Wirtschaftswissenschaftler
schon seit langem beschäftigen.
Die derzeit vorherrschende öko-
nomische Lehremacht es sich
einfach. Der Kapitalismus funk-
tioniert in ihren Augen dann am
besten, wenn dieMärkte entfes-
selt werden, weil sie sich in na-
hezu perfekterWeise selbst regu-
lieren. Doch diese in den vergan-
genen Jahrzehnten von neolibe-
ralenWirtschaftswissenschaft-
lern propagierte und von den
meisten Regierungen umgesetzte
These hat sich spätestens seit
Ausbruch derWirtschafts- und
Finanzkrise als völliger Irrglaube
erwiesen.

Trotzdem tut sich das Gros der
Mainstream-Ökonomen schwer,
Konsequenzen aus demDesaster
zu ziehen. „Viele von ihnen ver-
schanzen sich weiterhin dogma-
tisch hinter mathematischen,
realitätsfernen Rechenmodel-
len“, beklagt die Journalistin Ul-
rike Herrmann. „Sie haben das
Fachmit ihren Theorien direkt in
eine Art fiktivesMittelalter zu-
rückgeführt und keinen Begriff
davon, was es bedeutet, in einem
voll ausgereiften Kapitalismus zu
leben, in demGroßkonzerne
herrschen und Banken das Geld
aus demNichts schöpfen.“ Herr-
mann, gelernte Bankkauffrau,
sieht dieWissenschaft von der
Ökonomie deshalb in einer tie-
fen Krise.

Ein Grund dafür: An den

Hochschulen werden die großen
Klassiker des Fachs „kaum, ver-
zerrt oder gar nichtmehr ge-
lesen“. Dabei hätten – so Herr-
mann – Adam Smith, Karl Marx
oder JohnMaynard Keynes
schon vor geraumer Zeit den Ka-
pitalismus analysiert und Lö-
sungsansätze diskutiert, die deut-
lich präziser seien, als die auf rei-
nesMarktdenken reduzierteWelt
des Neoliberalismus.

Was in ihren Augen an den
Universitäten versäumt wird,
versucht Herrmann nunmit
ihrem neuen Buch „Kein Kapita-
lismus ist auch keine Lösung“ zu
leisten. In ihrer Arbeit stellt sie
nochmals die Grundgedanken
der großen ökonomischen Den-
ker vor und beschreibt, wie sie
häufig falsch interpretiert wer-
den. Das klingt nach schwerer
Kost, nach viel Theorie und nach
einem Text, der sich vornehm-
lich an ein Fachpublikum rich-
tet. Doch der Taz-Autorin ist eine
bemerkenswerte Gratwanderung
gelungen.Mit leichter Hand
stellt sie komplexe Ideenwelten
vor, bleibt auch für ein breiteres
Publikum verständlich, ohne da-
bei an inhaltlicher Tiefe und
Schärfe zu verlieren. Ihr Buch ist
deshalb nicht nur eine heftige
Abrechnungmit einem Teil des
deutschenWissenschaftsbetrie-
bes. Es ist auch ein gelungenes
Stück politischer Bildung.

Joachim Zinsen

Ulrike Herrmann:
Kein Kapitalismus
ist auch keine Lö-
sung – was wir von
Smith, Marx und
Keynes lernen könn-
ten.Westend-Ver-
lag. Preis: 18 Euro

Das politische Buch

ÜberdenKapitalismus

Wer geglaubt hat, seine
verschreibungspflichti-
gen Arzneien dem-

nächst billiger per Versand zu be-
ziehen als in der heimischen
Apotheke, könnte bitter ent-
täuscht werden. Gesundheitsmi-
nister HermannGröhe von der
CDU ist wild entschlossen, ent-
sprechendenOnline-Bestellun-
gen einen gesetzlichen Riegel
vorzuschieben. Offenbar geht es
ihmmehr um dasWohl der Apo-
theker als um das der Patienten.

Zweifellos kämpfen nicht we-
nige Pharmazeuten ums ge-
schäftliche Überleben. Insbeson-
dere in strukturschwachen Re-
gionenmüssen kleine Apothe-
ken die Konkurrenz aus dem
Netz fürchten, für die der Euro-
päische Gerichtshof kürzlich
grünes Licht gegeben hatte. Al-
lerdingsmachen dort auch Arzt-
praxen dicht, was den ortsansäs-
sigen Apotheken die Bilanzzah-
len vermiest und sie gleichmit in
Bedrängnis bringt. Insofern sind
Internet-Apotheken eben auch
eine gute Alternative. Das Argu-

ment der vermeintlich unerläss-
lichen Vor-Ort-Beratung zieht
ebenfalls wenig. Denn ein ver-
schreibungspflichtigesMedika-
ment heißt deshalb so, weil es
der Arzt verordnet hat. Anders als
bei frei erhältlichen Präparaten
sollte der Patient deshalb im
Bilde sein, was er da genau ein-
nimmt undweswegen. Und
wenn einMittel dauerhaft benö-
tigt wird, braucht es ohnehin
keine immer wiederkehrende In-
formation – der Patient weiß, wo-
ran er ist.

Zweifellos wittern die Kran-
kenkassen durch denOnline-
Versandhandel ein gewisses Ein-
sparpotenzial. Aber die Patienten
hätten davon eben auch ihren
finanziellen Vorteil. In Zeiten ra-
santer wirtschaftlicher Verände-
rungen wäre es sicher ein Ana-
chronismus, ausgerechnet um
die Apotheken politisch einen
Schutzzaun zu ziehen.Man darf
gespannt sein, ob die SPD das
demCDU-Gesundheitsminister
durchgehen lässt.
▶ an-politik@zeitungsverlag-aachen.de
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Wohl der Apotheker
Gröhe: Versandhandel mit Medikamenten verbieten

„populisten haben für alles einen Sündenbock, aber für nichts eine lösung“, sagt Eu-parlamentspräsident
Martin Schulz (SpD). Es lohne sich, für Europa und seine Werte zu kämpfen, für jeden – und „jeden tag“.

„aufstandderanständigen“
Von BernD mathieu

aachen. Ihn treibt die Sorge um
Europa um: Martin Schulz, der Prä-
sident des Europaparlaments, will
den gesellschaftlichenWiderstand
mobilisieren. Widerstand gegen
Menschenverächter, gegen Popu-
listen, gegen „die Feinde der Frei-
heit“. Im Interview mit unserer
Zeitung erklärt der Sozialdemo-
krat, warum die großenHerausfor-
derungendes 21. Jahrhunderts nur
von einemgeeinten Europa bewäl-
tigt werden können.

Sie wollen, so ihr Appell, „das Feld
nicht den großen Vereinfachern
überlassen“. Wer ist da besonders
gefordert?

Schulz:Wir alle sind gefordert, egal
ob in der Politik, im Verein, in den
Medien oder im Betrieb. Wir müs-
sen den Le Pens, Trumps, UKIPs,
der AfD laut und deutlich wider-
sprechen und klar sagen, was sie
sind: Feinde der Freiheit und Pro-
pagandisten des Nationalismus,
desGegeneinander, derHetze.Was
wir brauchen, ist ein Aufstand der
Anständigen, wie das Gerhard
Schröder einmal genannt hat, um
gegendieseMenschenverächter zu
mobilisieren und unser europäi-
sches Gesellschaftsmodell zu ver-
teidigen. Undwirmüssen deutlich
machen, dass wir ihr Spiel durch-
schauen: Für alles haben die Popu-
listen einen Sündenbock, aber für
nichts eine Lösung. Mal ist es der
Islam,mal die Flüchtlinge,mal die
EU, mal Homosexuelle, mal die
Parteien, mal die Lügenpresse.

Welche Rolle spielen da die kirchen,
die Religion, die immer wieder ge-
nannten christlichenWerte?

Schulz: Sie bieten Orientierung in
Zeiten zunehmender Orientie-
rungslosigkeit, in Zeiten, in denen
viele Menschen nach Gemein-
schaft, nach Sicherheit, nach Ge-
wissheiten und nach Halt suchen.
Die Werte der europäi-
schen Integration, näm-
lich Zusammenarbeit,
gegenseitiger Respekt,
Solidarität und das Be-
wusstsein, dass man als
Gemeinschaft stärker ist
als allein, sind auch die
Werte, für die etwa Papst
Franziskus eintritt. Man
kanndie Rolle der Kirchen undder
Religion deshalb gar nicht hoch
genug einschätzen. Für mich gilt:
Es spielt keine Rolle, ob jemand aus
einer religiösen – sei es christlich,
jüdisch odermuslimisch –Motiva-
tion oder aus einer anderen ethi-
schen Grundlage zum Humanis-
mus findet. Entscheidend ist, dass
man das Miteinander und Verbin-
dende sucht.

Woran droht die Eu zu scheitern: an
mangelndenWerten, an nichtmehr
vorhandenen gemeinsamen per-
spektiven, am fehlenden konsens
über die Frage der Gerechtigkeit
oder woran?

Schulz:Die junge Generation weiß
nach meiner Beobachtung ge-
nauso wie ihre Großeltern-Gene-

ration sehr genau, wie wichtig die
europäische Integration ist. Was
mir aber große Sorgemacht, ist die
Gleichgültigkeit, die vielerorts um
sich greift, gerade auch in Regie-
rungszentralen. Die EU droht zu
scheitern? Nun, dann scheitert sie
eben, es wird schon weiter gehen.
Diese Geschichtsvergessenheit,
diese Blauäugigkeit und diese Ver-
antwortungslosigkeit machen

mich fassungslos. Man kann es gar
nicht oft genug sagen: die europäi-
sche Integration ist das Beste, was
diesemKontinent je passiert ist, sie
ist der Grund für den Wohlstand,
den Friedenunddie Sicherheit, die
wir seit über 70 Jahren genießen.
Das ist beispiellos. Wollen wir das
wirklich leichtfertig aufs Spiel set-
zen? Wir müssen endlich damit
aufhören, diese Errungenschaften
als gegeben hinzunehmen. Das
sind sie nicht. Sie sind das Produkt
der europäischen Zusammen-
arbeit.

in Zeiten derGlobalisierung hat nur
ein weltoffenes und vor allem auch
selbstbewusstes Europa eine
chance.Warum ist das für viele, die
den Vereinfachern in zahlreichen

Eu-ländern hinterherlaufen, nicht
mehr vermittelbar?

Schulz: Ich glaube schon, dass wir
den Menschen, auch jenen, die
derzeit den Spaltern und Vereinfa-
chern folgen, klar machen kön-
nen, dass ein Rückzug in die natio-
nalstaatliche Idylle kein einziges
Problem lösen würde, im Gegen-
teil. Dass es absurd ist, zu glauben,
ein Land allein könnte die großen
Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts lösen, egal ob Klimawan-
del, Migration, Handel, Steuer-
flucht, Digitalisierung, internatio-
nale Kriminalität und und und.
Ich bin sicher, dass die Grundidee
der EU, nämlich sich unterzuha-
ken und Probleme gemeinsam an-
zupacken, weil man so stärker und
durchschlagskräftiger ist, nachwie
vor trägt und dass die Menschen
das sehr wohl verstehen.Wir müs-
sen nur viel offensiver und leiden-
schaftlicher für Europa und diese
großartige Idee kämpfen und dür-
fen den Populisten nicht das Feld
überlassen. Die schreien und pol-
tern zwar am lautesten, aber recht
haben sie deswegen noch lange
nicht.

Wie lautet ihr wichtigster Satz,
wenn es umAufbruch, Engagement
und Herzblut für Europa geht?

Schulz:Was wir in Europa geschaf-
fen haben, ist nichts anderes als
Realität gewordene Utopie. Des-
halb ist Europa für so viele Men-
schen auf der Welt Sehnsuchtsort,
Hoffnung und ein Beispiel, dem
man folgen will. Die Europäische

Union steht für Miteinander statt
Gegeneinander, für Einbeziehung
statt Ausgrenzung, für Solidarität
nach innenund zwischendenVöl-
kern, für Dialog, Respekt, Zusam-
menarbeit und Frieden. Für all das
lohnt es sich zu kämpfen. Jeden
Tag.

in tiefer Sorge um Europa: Martin Schulz, präsident des Europaparlaments. Foto: imago/Reiner Zensen

„Diese Blauäugigkeit macht
mich fassungslos.“
Martin ScHULZ ÜBEr diE UM SicH
grEifEndE EUroPaMÜdigKEit

Seit knapp 60 Jahren gilt Europa
alsWegbereiter und Garant von
Frieden, Freiheit undWohlstand.
Heute ist aus diesem Jahrhundert-
werk für viele Menschen eine unge-
liebte Eurokratie geworden, die an
ihren Herausforderungen wie Mi-
gration, terrorismus und Arbeitslo-
sigkeit zu scheitern droht. Eu-par-
lamentspräsident Martin Schulz
meint jedoch, dass wir „das Feld
nicht den großenVereinfachern
überlassen dürfen“.

im rahmen des Jahrestreffens der
Europäischen Stiftung Aachener
Dom spricht Schulz am Samstag,
5. november, zumthema „Auf-
bruch in Europa – mit Herzblut und
leidenschaft“. Beginn der Veran-
staltung ist um 14 uhr im kármán-
Auditorium der RWtHAachen, Eilf-
schornsteinstraße 15.

imanschluss an denVortrag wird
Bernd Mathieu, chefredakteur
unserer Zeitung, mit Martin Schulz
über seine thesen diskutieren.

Martin Schulz spricht in
aachen über Europa

Expertin der grünen fordert die Abschaffung der Sonderregelung für langzeitarbeitslose

Mindestlohn:ausnahmenkaumgenutzt

Von stefanVetter

Berlin. Mit Ausnahmen vom Min-
destlohn wollte die Bundesregie-
rung mehr Langzeitarbeitslose in
Lohn und Brot bringen. Doch die
bei der Einführung 2015 höchst
umstrittene Regelung wird kaum
genutzt. Die Grünen fordern des-
halb, den Passus im Gesetz schleu-
nigst zu streichen.

Sowar der Plan: Umdie Einstel-
lungshürden für Arbeitslose, die
ein Jahr und länger ohne Beschäf-
tigung sind, nicht zu erhöhen,
sollten sie auchunterhalb desMin-
destlohns vonderzeit 8,50 Euro be-
zahlt werden können. Auf Drän-
gen der Union wurde im Mindest-
lohngesetz deshalb eine Frist von
maximal sechs Monaten veran-
kert, in der die Lohnuntergrenze
unterlaufen werden kann.

Doch niemand scheint diese
Ausnahme zu brauchen. Von Au-
gust 2015 bis September dieses Jah-
res haben die zuständigen Behör-
den nach Angaben der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) lediglich
2708 Bescheinigungen über das

Vorliegen von Langzeitarbeitslo-
sigkeit ausgestellt. Damit wurden
in diesem Zeitraum nur etwa 0,26
Prozent der potenziellen Ziel-
gruppe erreicht. Erschwerend
kommthinzu, dass die Ausstellung
einer Bescheinigung laut BA nicht
gleichbedeutend mit einer tat-
sächlichen Arbeitsaufnahme ist.

Die Zahl der über dieMindestlohn-
Ausnahme in Arbeit gekommenen
Personen dürfte damit also noch
geringer sein. Aktuell gibt es in
Deutschland 965 000 Langzeit-
arbeitslose.

„Offenbar schauen Arbeitgeber
nicht in erster Linie darauf, ob sie
bei Einstellungen den
Mindestlohn sparen
können. Vielmehr geht
es ihnen um passende
Arbeitskräfte“, erläuterte
eine BA-Sprecherin ges-
tern auf Anfrage. Nach
Ansicht der arbeits-
marktpolitischen Spre-
cherin der Grünen, Bri-
gitte Pothmer, werden
Langzeitarbeitslose
durchdiese Regelung dis-
kriminiert, gelte sie doch unab-
hängig von den Kompetenzen der
Betroffenen. „Das führt dazu, dass
alle Langzeitarbeitslosen in einen
Topf geworfen werden, nach dem
Motto, die könnennichts, die krie-
gen die Betriebe billiger“, kriti-
sierte Pothmer. Dabei verdiene je-
der zweite Langzeitarbeitslose, der

einen Job bekomme,mehr als 8,50
Euro. „Das spricht doch für ihre Fä-
higkeiten“, so die Grüne.

Nach dem Mindestlohngesetz
hätte die Bundesregierung bereits
zum 1. Juni den zuständigen Aus-
schuss des Bundestages über die
arbeitsmarktpolitische Wirkung

der Mindestlohn-Ausnahme
unterrichten müssen – verbunden
mit einer Einschätzung, „ob diese
Regelung fortbestehen soll“. Ge-
schehen sei aber nichts derglei-
chen, rügte Pothmer. „Fünf Mo-
nate Totstellreflex sind genug. Alle
Argumente sprechen für die Ab-
schaffung.“

plädiert für die Abschaffung einer
der Ausnahmen vomMindestlohn:
Brigitte pothmer. Foto: dpa

„Offenbar schauen
Arbeitgeber nicht in erster
linie darauf, ob sie bei
Einstellungen den Mindestlohn
umgehen können.“
BrigittE PotHMEr (grÜnE)

Bundessozialministerin Andrea
Nahles (SPD) hat Erwartungen
an die geplante Rentenreform ge-
dämpft. „Ich kann nicht verspre-
chen, dass die Bäume in den
Himmel wachsen“, sagte Nahles
gestern bei einemKongress der
IGMetall in Berlin. Zugleich
machte sie deutlich, dass sie eine
dauerhafte Stärkung der ersten
Säule, der gesetzlichen Rente, an-
strebt: „Ihr könnt Euch aufmich
verlassen, wenn es darum geht,
die gesetzliche Rentenversiche-
rung zukunftsfest für die nächs-
ten 50, 60 Jahre zumachen.“

Für Jüngere seien bezahlbare

Beiträge wichtig – aber auch, dass
sie aus der Rentenkasse dann et-
was herausbekommen. Dazu
brauche es künftig ein höheres
Rentenniveau als prognostiziert.
„Wir brauchen eine anständige
Haltelinie und ein vernünftiges
Rentenniveau“, bekräftigte Nah-
les.

Im Ringen um eine Rentenre-
form drängen CDU und SPD
Kanzlerin AngelaMerkel, die
CSU-Forderung nachmehrMüt-
terrente abzuwehren. DieMehr-
kosten von sechsMilliarden Euro
pro Jahr fehlten sonst für wichti-
gere Projekte, mahnten Christ-
sowie Sozialdemokraten gestern
vor einem Treffen der CDU-Che-
finmit demCSU-Vorsitzenden
Horst Seehofer. Linksfraktions-
chef Dietmar Bartsch sagte, die
Rente sei von zukunftsweisender
Bedeutung undwerde deshalb
Wahlkampfthema sein. (dpa)

Zur person

Erwartungengedämpft
▶ andrEanaHLES

Bundessozialminis-
terin


